
Regierung weiter, weil im Fall der Umzonierung Helikopterplatz in Balzers 
in einem ähnlichen Fall noch eine Entscheidung der Regierung aussteht.  • 
Bereits 1998 wendete sich die LGU, nachdem in der Naturschutzkommission 
ihrer Ansicht nach verschiedene Projekte nicht nach professionellem Massstab 
beurteilt wurden, an den Umweltminister. Von einem konkreten Vorschlag 
für die Arbeitsweise der Naturschutzkommission, insbesondere auch von 
Waldstrassenprojekten, erwartete sie sich nachvollziehbare Entscheidungen. 
Ein solches Vorgehen wäre über die Erstellung von Varianten im Sinne einer 
Vorstudie, der Darstellung der Hauptprobleme und Interessenkonflikte, 
der Beurteilung aller Varianten mittels klarer Kriterien und der anschliessenden 
Wahl und Optimierung der Bestvariante denkbar gewesen. Der Vorschlag 
entsprach im Prinzip der Durchführung einer Nutzwertanalyse oder einer 
Kosten-Wirksamkeits-Analyse. Dieser Vorschlag und auch die Variantenerar-
beitung im speziellen Fall der Malanserwaldstrasse wurde nicht aufgenommen. 
Dieses Projekt beeinflusste die Erholungs- und Naturschutzfunktion des 
Malanserwaldes, die nach Ansicht des Vorstands zu wenig berücksichtigt wur-
den. Die LGU vergab nach erfolgloser Diskussion in der Kommission einen 
Auftrag an das Büro Paul Barandun. Im April konnten wir das  Gutachten 
zur Malanserwaldstrasse  dem Gemeinderat Eschen vorstellen. An der 
Veranstaltung waren ausserdem der Gemeindeförster und der Landesforst-
meister anwesend. Der Gemeinderat beschloss im Juni die Überarbeitung des 
Projektes Malanser-Waldstrasse unter Berücksichtigung des Gutachtens von 
Paul Barandun. Bis Ende Jahr wurden dazu keine weiteren Beschlüsse gefasst. 


